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1 Artikel, §§ u.s.w. ohne nähere Bezeichnung sind solche des Protokolls 1999; Hinweise auf
Niederschriften von Tagungen ohne nähere Angabe des Gremiums betreffen Tagungen des
Revisionsausschusses, soweit sich aus dem Zusammenhang nichts anderes ergibt.

Erläuternde Bemerkungen 1

Vorgeschichte

1. Mit der Beschlußfassung über das Protokoll 1999 betreffend die Änderung des Übereinkommens
über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des
Änderungsprotokolls vom 20. Dezember 1990 durch die 5. Generalversammlung (Vilnius, 26.5.-
3.6.1999) und der Auflegung des Änderungsprotokolls 1999 zur Unterzeichnung am Ende der 5.
Generalversammlung fand die umfassende Revision des COTIF ihren Abschluß. Das Protokoll
bedarf noch der Ratifizierung, Annahme oder Genehmigung von mehr als zwei Dritteln der
Mitgliedstaaten, bevor es in Kraft tritt (Art. 20 § 1 COTIF 1980).

2. Die Vorarbeiten begannen beim Zentralamt, im Wesentlichen ausgelöst durch die Richtlinie
91/440/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 zur Entwicklung der Eisenbahnunternehmen der
Gemeinschaft, bereits im Jahre 1993. Mit Schreiben vom 22. Januar 1993 legte das Zentralamt
den Mitgliedstaaten der Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahn-
verkehr (OTIF) eine Analyse über die Folgen der Richtlinie 91/440/EWG vom 29. Juli 1991 für
das internationale Eisenbahnbeförderungsrecht vor. Im Jahre 1994 versandte das Zentralamt
einen Fragebogen an die Mitgliedstaaten der OTIF und die interessierten internationalen Organi-
sationen und Verbände. Mit diesem Fragebogen sollte der Änderungsbedarf beim COTIF und
seinen Anhängen aus der Sicht der Staaten, interessierten internationalen Organisationen und
Verbände ermittelt werden. Auf der Grundlage der nicht sehr zahlreich eingegangenen Ant-
worten, unter Berücksichtigung des Mandates der 3. Generalversammlung (14.-16.11.1995, s.
Ziff. 7.9 des Schlußdokumentes, veröffentlicht in Zeitschrift 1995, S. 193) sowie auf der Grund-
lage eigener Erkenntnisse und Überzeugungen legte das Zentralamt im Verlaufe der Jahre 1995,
1996 und 1997 folgende Entwürfe vor:

- Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbeför-
derung von Gütern (ER CIM) vom 5. Mai 1995 (veröffentlicht in Zeitschrift 1995, S. 89
und 119),

- Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbeför-
derung von Personen (ER CIV) vom 25. Januar 1996 (veröffentlicht in Zeitschrift 1996,
S. 17 und 62),

- Ordnung für das internationale Zolltransitverfahren für mit der Eisenbahn beförderte
Güter (RTD) vom 15. März 1996 (veröffentlicht in Zeitschrift 1998, S. 378),

- Einheitliche Rechtsvorschriften für Verträge über die gegenseitige Verwendung und die
Einstellung von Wagen (ER UIV) vom 4. April 1996 (veröffentlicht in Zeitschrift 1996,
S. 106, 110 und 114),
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- Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die Nutzung der Eisenbahninfra-
struktur (RUI) vom 1. Juli 1996 (veröffentlicht in Zeitschrift 1996, S. 181 und 187),

- Protokoll 1997 vom 30. August 1996 betreffend die Änderung des Übereinkommens
über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 (veröffentlicht in
Zeitschrift 1996, S. 217 und 221),

- Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF), Anlage zum
Protokoll 1997, vom 30. August 1996 (veröffentlicht in Zeitschrift 1996, S. 228 und 258),

- Einheitliche Rechtsvorschriften für die technische Zulassung von Eisenbahnfahrzeugen
(ER ATV) vom 1. Juli 1997,

- Ordnung für die Beförderung gefährlicher Güter im internationalen Eisenbahnverkehr
(RID) - ohne Anlage - vom 1. Juli 1997 (veröffentlicht in Zeitschrift 1997, S. 255 und
268),

- Einheitliche Rechtsvorschriften für die Anerkennung und Verbindlicherklärung tech-
nischer Normen sowie für die Annahme einheitlicher technischer Vorschriften für
Eisenbahnmaterial, das im internationalen Verkehr verwendet wird (ER APTU) - ohne
Anlagen - vom 19. Dezember 1997 (veröffentlicht in Zeitschrift 1998, S. 2 und 7),

- Einheitliche Rechtsvorschriften für die technische Zulassung von Eisenbahnmaterial, das
zur Verwendung im internationalen Verkehr bestimmt ist (ER ATMF) vom 19. Dezem-
ber 1997 (veröffentlicht in Zeitschrift 1998, S. 16 und 26).

3. Diese Entwürfe wurden gemäß Artikel 6 § 7 COTIF 1980 im Revisionsausschuß zur Vor-
bereitung der Beschlüsse der Generalversammlung beraten. Insgesamt hielt der Revisionsaus-
schuß hierzu 21 Tagungen ab. Das Zentralamt organisierte zusätzlich drei Tagungen mit Sach-
verständigen zur Vorbereitung seiner Entwürfe. Im Einzelnen: 

- Tagung des Zentralamtes mit Sachverständigen betreffend die ER CIV (16.-
18.10.1995), 

- 3. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung des Entwurfes ER CIM (11.-
15.12.1995), 

- Tagung des Zentralamtes mit Sachverständigen für das Wagenrecht (9.-11.1.1996),

- 4. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 1. Lesung des Entwurfes ER CIM
(25.-29.3.1996),

- 5. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung des Entwurfes ER CIV (17.-21.6.1996),
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- 6. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 1. Lesung des Entwurfes ER CIM
(26.-29.8.1996),

- 7. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 1. Lesung des Entwurfes ER CIV
(14.-18.10.1996),

- 8. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung des Entwurfes ER UIV (11.-
15.11.1996),

- 9. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung des Entwurfes RUI (9.-13.12.1996),

- 10. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung des Entwurfes COTIF (25.-
28.2.1997),

- 11. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 1. Lesung des Entwurfes COTIF
(18.-20.3.1997),

- 12. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 1. Lesung des Entwurfes ER
UIV (5.-7.5.1997),

- 4. Generalversammlung (8.-11.9.1997): Beschlußfassung über Leitlinien zur Fortsetzung
der Beratungen des Revisionsausschusses über den Entwurf für ein neues COTIF, im
Übrigen Kenntnisnahme vom Beratungsstand,

- 13. Tagung des Revisionsausschusses: 2. Lesung des Entwurfes COTIF (27.-
30.10.1997),

- Tagung des Zentralamtes mit Sachverständigen: Beratung des Entwurfes ER ATV zur
Vorbereitung der Entwürfe ER APTU und ER ATMF (2.-4.12.1997),

- 14. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 2. Lesung des Entwurfes COTIF
(19.-23.1.1998),

- 15. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung der Entwürfe ER APTU und ER
ATMF (2.-6.3.1998),

- 16. Tagung des Revisionsausschusses: 2. Lesung des Entwurfes ER CIM (23.-
27.3.1998),

- 17. Tagung des Revisionsausschusses: 1. Lesung des Entwurfes RID, 2. Lesung der
Entwürfe RUI (später: ER CUI) und ER CIV (4.-7.5.1998),

- 18. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 1. Lesung der Entwürfe ER
APTU und ER ATMF (25.-28.5.1998),
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- 19. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der 2. Lesung des Entwurfes COTIF
(9.-12.6.1998),

- 20. Tagung des Revisionsausschusses: 2. Lesung des Entwurfes RID und Fortsetzung
der 2. Lesung der Entwürfe ER UIV (später: ER CUV) und ER CIM (1./2.9.1998),

- 21. Tagung des Revisionsausschusses: 3. Lesung des Entwurfes COTIF, 1. Lesung des
Entwurfes Änderungsprotokoll 1997 (später: 1999) und 1. Lesung des Protokolls über
die Vorrechte und Immunitäten in der geltenden Fassung (23.-28.10.1998),

- 22. Tagung des Revisionsausschusses: 2. Lesung des Entwurfes Änderungsprotokoll
1999, teilweise 4. Lesung des Entwurfes COTIF sowie Beratung weiterer Anträge zu
den ER CIV/CIM/ CUV/CUI und APTU (1.-4.2.1999),

- 23. Tagung des Revisionsausschusses: Fortsetzung der Beratung über weitere Anträge
betreffend die ER CIM/CUI/APTU und ATMF (23.3.1999).

4. Der Entwurf für ein neues RID als selbständiger Anhang zum COTIF wurde seit 1993 in bisher
15 (Stand: Juni 1999) Tagungen einer Arbeitsgruppe des RID-Fachausschusses beraten. Der
Revisionsausschuß befaßte sich erstmals damit auf seiner 17. Tagung. Im Übrigen siehe die
erläuternden Bemerkungen zum RID. 

5. Der Entwurf für ER ATV wurde nach der Expertentagung vom Dezember 1997 in die Entwürfe
für ER APTU und ER ATMF integriert. Der Entwurf eines RTD wurde vom Revisionsausschuß
nicht beraten, nachdem die 4. Generalversammlung entschieden hatte, daß ein solcher Anhang
des COTIF nicht vorgesehen werden sollte (s. auch Zeitschrift 1998, S. 370).

6. Die Beratungsergebnisse (mit Ausnahme der Ergebnisse der 23. Tagung des Revisionsaus-
schusses am 23.3.1999) waren in den Dokumenten AG 5/3.1 bis 3.10 vom 15. Februar 1999
zusammen mit erläuternden Bemerkungen enthalten. Auf der Grundlage dieser Texte faßte die
5. Generalversammlung ihre Beschlüsse. 

7. Das Protokoll 1999 in seiner Gesamtheit mit den zuvor beschlossenen Änderungen nahm die 5.
Generalversammlung in der Schlußabstimmung einstimmig an. 

Allgemeines

1. Inhaltlich gehen das Änderungsprotokoll wie auch die entsprechenden Bestimmungen des neuen
Grundübereinkommens (s. Dok. AG 5/3.2 vom 15.2.1999 und die erläuternden Bemerkungen
hierzu) weit über den Rahmen hinaus, wie er in Artikel 2 COTIF 1980 hinsichtlich des Zwecks
der Organisation und ihrer Aufgaben festgelegt ist. Das Protokoll und das COTIF in der neuen
Fassung zielen auf die Schaffung einer internationalen Organisation auf der Ebene der Staaten
ab, die sich mit möglichst allen Fragen befaßt, die für den internationalen Eisenbahnverkehr
von Bedeutung sind und deren Regelung Aufgabe der Staaten ist (s. Art. 2 bis 4 COTIF).
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2. Die OTIF soll künftig die einzige zwischenstaatliche Organisation bilden, in der die Mitgliedstaa-
ten nach dem Muster der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO) und der Interna-
tionalen Seeschiffahrtsorganisation (IMO) die Fragen und Probleme lösen, die sich im interna-
tionalen Eisenbahnverkehr auf der Ebene staatlicher Verantwortlichkeit stellen (Art. 3
COTIF). Dazu zählen über die Rechtsgrundlagen für internationale Eisenbahnbeförderungen,
also das Transportrecht (bisherige ER CIV und ER CIM), hinaus unter anderem:

- Sicherheitsaspekte des Eisenbahnbetriebes, insbesondere bei der Beförderung gefähr-
licher Güter (bisheriges und künftiges RID);

- die Verwendung von Privatwagen und bahneigenen Wagen;
- die Haftung bei der Nutzung insbesondere fremder Infrastruktur;
- die Beseitigung der Hindernisse beim Grenzübertritt (sogenannte Fazilitäten);
- technische Fragen (Harmonisierung und Standardisierung von Fahrzeugen und Infra-

struktur);
die Beseitigung von Hindernissen beim Grenzübertritt schließt nicht aus, daß in diesem
Zusammenhang auch Zollfragen im Rahmen der OTIF behandelt werden; das Gleiche
gilt für Umweltaspekte, insbesondere die Reduzierung des Schienenverkehrslärms, die
im Zusammenhang mit technischen Fragen beraten werden können; 

- die OTIF wird darüber hinaus einen Rahmen bilden, in dem die Mitgliedstaaten weitere
internationale Übereinkommen ausarbeiten können, z.B.  ein System finanzieller Si-
c herheiten für Investitionen in Eisenbahnfahrzeuge und eine Neuregelung von Arrest
und Pfändung von Eisenbahnmaterial.

3. Alle diese Komplexe werden, soweit der internationale Verkehr weltweit betroffen ist, für die
Zivilluftfahrt und die Seeschiffahrt in je einer einzigen zwischenstaatlichen Organisation, der
ICAO und der IMO, behandelt. Hingegen sind auf dem Sektor der Eisenbahnen, wenn man das
geographische Gebiet der Mitgliedstaaten der OTIF zugrunde legt, eine Vielzahl von suprana-
tionalen, zwischenstaatlichen und halbstaatlichen Organisationen tätig mit der Folge von sich
überschneidenden Kompetenzen, Doppelarbeit, Dokumentenflut, steigerbarer Effizienz, hohem
Abstimmungsbedarf und großem wechselseitigem Informationsaufwand. Siehe im Übrigen auch
die erläuternden Bemerkungen zu Artikel 3 COTIF. Im Wesentlichen handeln neben der OTIF
noch folgende Organisationen:

- die Europäischen Gemeinschaften (EG) als einzige supranationale Organisation; gemäß
den Verträgen von Rom, Maastricht und Amsterdam sind die EG mit zum Teil aus-
schließlichen Kompetenzen ausgestattet, die an die Stelle bisheriger Zuständigkeiten und
Hoheitsrechte ihrer Mitgliedstaaten getreten sind;

- die Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (ECE/UNO);
- die Europäische Konferenz der Verkehrsminister (EVMK/CEMT);
- die Organisation für die Zusammenarbeit der Eisenbahnen (OSShD);
- der Internationale Eisenbahnverband (UIC) mit zahlreichen Unterorganisationen wie die

Allgemeine Ausgleichsstelle (BCC), Europäisches Eisenbahn-Forschungsinstitut (ERRI),
Forum Train Europe (die früheren Europäischen Fahrplankonferenzen) u.a.m.;

- die Gemeinschaft der Europäischen Bahnen (GEB);
- die Union der Arabischen Eisenbahnen (UACF);
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- das Internationale Eisenbahntransportkomitee (CIT);
- die Europäische Organisation der Infrastrukturbetreiber (EIM).

4. Das bisherige System und das Vorgehen zahlreicher Mitgliedstaaten der OTIF, die Regelung
hoheitlicher, das heißt staatlicher Aufgaben, insbesondere der Normsetzung auf den verschie-
densten Gebieten, den Staatseisenbahnen und ihren internationalen Verbänden, vornehmlich der
UIC, anzuvertrauen und zu überlassen, war vertretbar, solange der internationale Eisenbahn-
verkehr an ein Netz- und Transportmonopol eben dieser Staatseisenbahnen, die überwiegend
sogar Teil der staatlichen Verwaltung waren, gebunden war. Es war dies auch eine Folge der
Regierungskonferenzen von Portoroñ (1921) und Genua (1922). 

5. Die strukturellen, wirtschaftlichen und rechtlichen Veränderungen, die durch die Richtlinie
91/440/EWG zumindest für die Mitglieder der EG ausgelöst worden sind, lassen eine Beibehal-
tung des bisherigen Systems der Stellvertretung der Eisenbahnen für die eigentlich zum Handeln
berufenen Staaten nicht länger zu. Nicht zuletzt aus Wettbewerbsgründen müssen die Staaten
die Aufgaben (wieder) wahrnehmen, die Ausfluß staatlicher Hoheit und damit ihre Sache sind.

6. Mit der teilweise in einigen Mitgliedstaaten schon vollzogenen rechtlichen und organisatorischen
Trennung von Infrastruktur und Transport, der Bildung von Eisenbahntransportunternehmen in
privater Rechtsform (AG, GmbH), der teilweise angelaufenen materiellen Privatisierung dieser
Gesellschaften (Verkauf von Aktien aus Staatsbesitz) und der schrittweisen Liberalisierung bei
der Nutzung der Infrastruktur gleicht sich der internationale Eisenbahnverkehr mehr und mehr
den Verhältnissen in der internationalen Zivilluftfahrt und Seeschiffahrt an.

7. In der Luftfahrt wird der internationale Verkehr seit eh und je wie folgt abgewickelt: Ein in der
Regel privatrechtlich organisiertes Luftfahrtunternehmen befördert Personen und Güter von
einem Flughafen (Nutzung fremder Infrastruktur in privater oder öffentlicher Hand) und landet
auf einem Flughafen (wiederum unter Nutzung fremder Infrastruktur) in einem anderen Staat
unter Inanspruchnahme der staatlichen Flugsicherungssysteme beim Überfliegen der Hoheits-
gebiete (Lufträume) anderer Staaten. Grundlage sind das Abkommen von Chicago vom 7.
Dezember 1944 und die bilateralen Luftverkehrsabkommen zwischen den Staaten. Auf dem in
derartiger Weise organisiertem Markt herrscht erheblicher Wettbewerb.

8. Im internationalen Eisenbahnverkehr wird es künftig ähnlich sein können. Ein Eisenbahntrans-
portunternehmen befördert grenzüberschreitend Personen und Güter von einem Bahnhof, der
nicht von ihm selbst, sondern von einer staatlichen Stelle oder einer privaten Gesellschaft
betrieben sein kann, über die eigene oder fremde Infrastruktur und ab Grenze in jedem Falle über
fremde Infrastruktur zu einem in einem anderen Staat gelegenen Bahnhof, und zwar ohne
Beteiligung eines zweiten oder dritten Eisenbahntransportunternehmens. Vorstellbar ist, daß
bestimmte Relationen im Güter- und im Personenverkehr von mehreren, miteinander kon-
kurrierenden Eisenbahntransportunternehmen bedient werden. Erste allerdings zögerliche
Ansätze sind erkennbar. Alle aus einer solchen Wettbewerbslage resultierenden, nicht rein
kommerziellen Aspekte sollten staatlich, und zwar neutral und diskriminierungsfrei, sowie
möglichst einheitlich geregelt und behandelt werden, vorausgesetzt es besteht überhaupt ein
Regelungsbedarf auf staatlicher Ebene. Dies gilt in erster Linie für die Normsetzung im recht-
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lichen und technischen Bereich und in einer späteren Phase auch für den Vollzug des interna-
tionalen Einheitsrechts im Eisenbahnsektor. 

9. Auch im Bereich des Vollzuges ist die Entwicklung in der Zivilluftfahrt beispielhaft und zukunfts-
weisend. Mit der Bildung der Joint Aviation Authorities (JAA) ist ein erster Schritt zur Zu-
sammenarbeit und Vereinheitlichung der (staatlichen) Luftaufsicht getan worden. Für die
Bereiche der technischen Zulassung und der Abnahme von Eisenbahnmaterial (Eisenbahn-
aufsicht) empfiehlt sich mittelfristig eine ähnliche Struktur. Mit der Bildung eines informellen
Gremiums, der International Liaison Group of Government Railway Inspectors (ILGGRI), im
Jahre 1997 ist ein erster Schritt in die gleiche Richtung getan worden. Keimzelle einer interna-
tionalen Eisenbahnaufsichtsbehörde könnte aber auch die OTIF sein. 

10. Bei einer konsequenten Umsetzung der im COTIF in der Fassung der Anlage zum Protokoll
1999 von Vilnius enthaltenen Möglichkeiten zur Konzentration und damit zur Effizienzsteigerung
der internationalen Zusammenarbeit im Eisenbahnsektor ließen sich für die Staaten, aber auch
für die Eisenbahnunternehmen erhebliche Kosteneinsparungen erzielen (Senkung der Beiträge
zu den Organisationen wegen geringeren Personal- und Sachaufwandes). Die damit einher-
gehende Aufgabenmehrung bei der OTIF bedingt nicht zwangsläufig eine proportionale Perso-
nalaufstockung. Sie könnte jedoch eine demgegenüber überproportionale Reduzierung des
Personal- und Sachaufwandes bei anderen betroffenen Organisationen zur Folge haben. Das
Protokoll 1999 mit seiner Anlage bietet eine Chance zu einer zukunftsweisenden und umfassen-
den Neuorientierung der internationalen Zusammenarbeit der Staaten im Eisenbahnsektor. 

Im Einzelnen

Das Protokoll 1999 von Vilnius trägt hinsichtlich der Förmlichkeiten, die für Änderungen des geltenden
COTIF und seiner Anhänge erforderlich sind, dem Artikel 20 § 1 COTIF 1980 Rechnung.

Präambel

Die Erwägungsgründe in der Präambel enthalten die Motive für einzelne Regelungen in den Artikeln
des Protokolls selbst bzw. im neuen COTIF. Deshalb werden nähere Erläuterungen hierzu bei den
entsprechenden Artikeln des Protokolls bzw. des neuen Grundübereinkommens gegeben. 

Artikel 1
Neufassung des Übereinkommens

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde ein vollständiger Text der neuen Fassung des COTIF und
seiner Anhänge und nicht nur der Wortlaut der einzelnen Änderungen in die Anlage zum Protokoll
aufgenommen. Artikel 1 stellt klar, daß die einzelnen Änderungen des COTIF 1980 und seiner Anhänge
in einer vollständigen Neufassung niedergelegt sind. Entgegen der ursprünglichen Konzeption des
Zentralamtes wurde kein das COTIF 1980 ablösendes neues Abkommen geschaffen, sondern die
Änderungen erfolgen unter Wahrung der Rechtskontinuität des COTIF und der OTIF gemäß Artikel 20
COTIF 1980.
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Artikel 2
Vorläufiger Depositar

1. § 1 enthält eine Übergangsregelung im Vorgriff auf die in Artikel 36 des Entwurfes COTIF
vorgesehene endgültige Lösung. Zentralamt, Revisionsausschuß und die 5. Generalversammlung
sahen keine Veranlassung, die Regierung eines Mitgliedstaates der OTIF weiterhin die Funktio-
nen des Depositars wahrnehmen zu lassen. Auch bei anderen internationalen Organisationen, die
wie die OTIF Völkerrechtssubjekt sind, ist die Organisation selbst der Depositar, dessen Funktio-
nen vom jeweiligen Generalsekretär wahrgenommen werden (z.B. Vereinte Nationen - UNO,
Internationale Atomenergie-Agentur - IAEA). Hinsichtlich der vorgezogenen Anwendung der
neuen Depositarregelung siehe Artikel 4 § 2. 

2. § 2 dient der Verdeutlichung der Aufgaben des vorläufigen Depositars, der bestehenden OTIF,
handelnd durch den Generaldirektor des Zentralamtes. 

Artikel 3
Unterzeichnung. Ratifizierung. Annahme. Genehmigung. Beitritt

1. § 1 regelt die Frist, innerhalb derer das Protokoll 1999 durch die Mitgliedstaaten unterzeichnet
werden kann, sowie die Stelle, an der das Protokoll zur Unterzeichnung aufliegt. 

2. § 2 enthält den Hinweis auf die Ratifizierungsbedürftigkeit sowie die Verpflichtung, die ent-
sprechenden Urkunden so bald wie möglich beim vorläufigen Depositar zu hinterlegen. 

3. § 3 verdeutlicht, daß bis zum Inkrafttreten des Protokolls Mitgliedstaaten, die dieses Protokoll
nicht innerhalb der in § 1 vorgesehenen Frist unterzeichnet haben, aber auch Staaten, deren
Beitrittsantrag zum COTIF 1980 gemäß dessen Artikel 23 § 2 rechtsverbindlich angenommen
worden ist, durch Hinterlegung einer Beitr ittsurkunde beim vorläufigen Depositar diesem
Protokoll beitreten können. 

4. Da sich ein Beitritt zum COTIF in der Zeit bis zum Inkrafttreten des Änderungsprotokolls nur
auf das geltende COTIF beziehen kann, stellt § 4 klar, daß ein solcher Beitritt, der noch nach den
Regelungen des Artikels 23 COTIF 1980 behandelt wird, sich sowohl auf das COTIF 1980 als
auch auf die Neufassung des COTIF bezieht, die es durch das Protokoll 1999 erhalten hat.
Damit soll verhindert werden, daß Beitritte vor Inkrafttreten des Protokolls 1999 sich nur auf das
COTIF 1980 beziehen; ferner besagt diese Bestimmung, daß ein weiteres Beitrittsverfahren zum
COTIF in der Fassung des Protokolls 1999 nicht erforderlich ist. Hinsichtlich des innerstaatlichen
Ratifizierungsverfahrens bedeutet dies, daß sowohl die Textfassung des COTIF 1980 als auch
die Neufassung in das Verfahren einzubeziehen sind. 
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Artikel 4
Inkrafttreten

1. § 1 regelt unter Verweisung auf Artikel 20 § 2 COTIF 1980 das Inkrafttreten. Bei zur Zeit
(Stand: Juni 1999) 39 Mitgliedstaaten wären 27 Ratifikationen, Annahmen oder Genehmigungen
des Protokolls 1999 erforderlich. Um in der Vergangenheit aufgetretene Schwierigkeiten bei der
Ermittlung des erforderlichen Quorums zu vermeiden, wird in Satz 2 klargestellt, was unter
“Mitgliedstaaten” im Sinne des Artikels 20 § 2 COTIF 1980 zu verstehen ist.

2. § 2 hebt hervor, daß die hinsichtlich des vorläufigen Depositars in Artikel 3 getroffene Regelung
bereits mit der Auflegung des Änderungsprotokolls zur Unterzeichnung Anwendung findet. Der
gegenwärtige Depositar, die schweizerische Regierung, hat dieser Regelung nicht widerspro-
chen. Nach den allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts (s. auch Art. 24 § 4 des Wiener
Übereinkommens vom 23. Mai 1969 über das Recht der Verträge) gelten Vertragsbestimmun-
gen über die Festlegung des authentischen Wortlautes, den Zeitpunkt des Inkrafttretens, die
Aufgaben des Depositars usw. von dem Zeitpunkt an, in dem der Wortlaut eines Überein-
kommens angenommen wird. 

Artikel 5
Erklärungen und Vorbehalte

1. Erklärungen und Vorbehalte, wie sie nach Artikel 42 § 1 COTIF zulässig sind, könnten eigentlich
erst ab Inkrafttreten des Protokolls 1999 abgegeben bzw. eingelegt werden, da auch diese
Vorschrift erst ab diesem Zeitpunkt in Kraft ist. Es besteht jedoch ein praktisches Bedürfnis,
solche Erklärungen und Vorbehalte bereits bei der Unterzeichnung des Protokolls 1999, im Zuge
eines Beitritts oder zu einem anderen Zeitpunkt vor Inkrafttreten des Protokolls 1999 abzugeben
bzw. einzulegen. 

2. Da Vorbehalte auf Grund des COTIF 1980 sich nur auf diese Fassung des COTIF beziehen
können, stellt Artikel 5 klar, daß Erklärungen und Vorbehalte, die sich auf Regelungen der
Neufassung des COTIF beziehen, bereits vor Inkrafttreten des Protokolls 1999 abgegeben bzw.
eingelegt werden können. Wirksam werden sie allerdings erst im Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Protokolls 1999. 

Artikel 6
Übergangsregelungen

1. Da das Ende der Amtszeit des Verwaltungsausschusses, das Ende der Fünfjahresperiode für
den Höchstbetrag der Ausgaben der Organisation sowie das Ende der Amtszeit des Generaldi-
rektors des Zentralamtes nicht mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Änderungsprotokolls
1999 übereinstimmen werden, ist hierzu eine Übergangsregelung notwendig (§ 1). 

2. Die technischen Anlagen zu den ER APTU lagen im Zeitpunkt der Beschlußfassung über das
Protokoll 1999 durch die 5. Generalversammlung noch nicht vor, sondern werden erst im
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Zeitraum bis zum Inkrafttreten des Änderungsprotokolls ausgearbeitet. Deshalb ist in § 2 eine
Regelung vorgesehen, die den Generalsekretär der OTIF verpflichtet, den Fachausschuß für
technische Fragen innerhalb einer kurzen Frist nach Inkrafttreten des Protokolls 1999 ein-
zuberufen. Der Ausschuß soll bei dieser ersten Tagung die Anlagen zu den ER APTU förmlich
beschließen. Das Inkrafttreten dieses Beschlusses richtet sich nach Artikel 35 COTIF in der
Fassung des Protokolls 1999.

3. § 3 enthält eine Regelung, die den nahtlosen Übergang von der Amtszeit des Verwaltungsaus-
schusses, der noch auf der Grundlage des COTIF 1980 bestellt wurde, zu der des Verwaltungs-
ausschusses, den die gemäß § 1 einzuberufende Generalversammlung auf der Grundlage des
COTIF in der Neufassung des Protokolls 1999 bestellt, gewährleistet. 

4. § 4 regelt den Ablauf der Amtszeit des im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Protokolls 1999 im
Amt befindlichen Generaldirektors. 

5. § 5 soll sicherstellen, daß ein nahtloser Übergang vom COTIF 1980 zur Neufassung des COTIF
hinsichtlich der Rechnungsprüfung und Genehmigung der Jahresrechnung, der Festsetzung der
endgültigen Beiträge der Mitgliedstaaten, der Bezahlung der Beiträge und hinsichtlich des
Höchstbetrages für die Ausgaben der Organisation im Fünfjahreszeitraum möglich ist. 

6. § 6 stellt klar, auf welcher Grundlage die Beiträge der Mitgliedstaaten im Jahr des Inkrafttretens
des Protokolls 1999 berechnet werden.

7. Die 5. Generalversammlung beschloß Übergangsbestimmungen für Mitgliedstaaten, deren auf
der Grundlage des neuen Finanzierungssystems berechneten Beiträge gegenüber den gemäß
Artikel 11 COTIF 1980 berechneten Beiträgen wesentlich höher sein werden. Vorgesehen ist,
den Betrag, der nach dem alten System geschuldet wird, in drei Schritten anzupassen, bis der
Betrag nach Artikel 26 COTIF in der Fassung des Protokolls 1999 erreicht wird. Zu leisten ist
in jedem Fall aber der Mindestbeitrag von 0,25 % gemäß Artikel 26 § 3. Erforderlich ist ferner,
daß der betreffende Mitgliedstaat einen entsprechenden Antrag stellt, über den die Generalver-
sammlung entscheidet. 

8. § 8 enthält eine Klarstellung hinsichtlich des anwendbaren Rechtes für Beförderungsverträge,
die vor Inkrafttreten des Protokolls 1999 auf der Grundlage der ER CIV oder der ER CIM 1980
geschlossen wurden.

9. Die ausdrückliche Regelung, welches Recht für Beförderungsverträge gilt, die vor Inkrafttreten
des Protokolls 1999 geschlossen wurden, wirft die Frage auf, welches Recht auf Verträge über
die Verwendung von Wagen und auf Verträge über die Nutzung der Infrastruktur anwendbar ist,
die vor Inkrafttreten des Protokolls 1999 geschlossen wurden. Der Revisionsausschuß hatte das
Problem bei der 21. Tagung diskutiert und war der Auffassung des Zentralamtes gefolgt: Die
Frage stellt sich in unterschiedlicher Weise für Beförderungsverträge auf Grund der ER CIV und
der ER CIM und für Verträge auf Grund der ER CUV oder ER CUI. Während für Beför-
derungsverträge bereits international zwingendes Einheitsrecht besteht, das in einzelnen Punkten
modifiziert wird, gibt es ein derartiges internationales Einheitsrecht für Verträge über die
Verwendung von Wagen oder Verträge über die Nutzung der Infrastruktur derzeit nicht. Auf
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solche Verträge sollten daher die zwingenden Bestimmungen der ER CUV und der ER CUI mit
Inkrafttreten des Protokolls 1999 Anwendung finden (Niederschrift 21. Tagung, S. 81). 

10. Das Vereinigte Königreich hielt es nicht für vertretbar, geänderte rechtliche Bedingungen auf
bestehende Verträge anzuwenden und stellte in der 5. Generalversammlung den Antrag,
klarzustellen, daß auf Verträge über die Verwendung von Wagen und über die Nutzung der
Infrastruktur auch nach Inkrafttreten der neuen Fassung des COTIF das im Zeitpunkt des
Vertragsschlusses geltende Recht weiterhin Anwendung finden sollte. Dies hätte allerdings zur
Folge, daß sich die Vertragsparteien den zwingenden Bestimmungen der ER CUV und der ER
CUI, insbesondere den Haftungsbestimmungen bei Personenschäden, auf Dauer entziehen
könnten. Die 5. Generalversammlung beschloß daher, als Kompromiß eine Übergangsfrist von
einem Jahr vorzusehen, nach deren Ablauf die zwingenden Bestimmungen des neuen Rechts
auch auf bereits bestehende Verträge dieser Art anzuwenden sind. 

Artikel 7
Wortlaut des Protokolls

Diese Bestimmung entspricht Artikel 45 § 1 der Neufassung des COTIF und sieht auch für das Protokoll
1999 eine Abfassung in den drei genannten Sprachen vor. Allerdings genießt im Falle von Abweichungen
weiterhin der französische Text den Vorrang. Hinsichtlich weiterer amtlicher Übersetzungen in andere
Sprachen ist auch für das Änderungsprotokoll 1999 eine dem Artikel 45 § 2 der Neufassung des COTIF
entsprechende Regelung vorgesehen. 

Schlußformel

1. Das Protokoll 1999 und seine Anlage wurden in deutscher, englischer und französischer Sprache
am Ende der 5. Generalversammlung zur Unterzeichnung durch die Vertreter der Mitgliedstaa-
ten aufgelegt und am 3. Juni 1999 bereits durch 22 Mitgliedstaaten unterzeichnet. 

2. Das Protokoll 1999 liegt gemäß seinem Artikel 3 noch bis 31. Dezember 1999 zur Unterzeich-
nung in Bern beim vorläufigen Depositar, der OTIF, auf. Nach Ablauf der Unterzeichnungsfrist
können Mitgliedstaaten der OTIF dem Protokoll noch beitreten (Art. 3 § 3). 


